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Neues aus Gesetzgebung & 

Finanzverwaltung 

 
Bundestag beschließt Steueroasen-Abwehrgesetz 
 
Am 10. Juni 2021 hat der Bundestag das „Gesetz zur Abwehr von 
Steuervermeidung und unfairem Steuerwettbewerb und zur Änderung weiterer 
Gesetze“ beschlossen. Der Bundestag folgte dabei der Empfehlung des 
Finanzausschusses (siehe unseren Blogbeitrag). 

Die in dem Gesetzentwurf (19/28901) enthaltenen Abwehrmechanismen sollen es 
Personen und Unternehmen erschweren, durch Geschäftsbeziehungen zu 
Staaten und Gebieten, die auf der EU-Liste der nicht kooperativen Steuergebiete 
geführt werden, in Deutschland Steuern zu vermeiden. Zu den vorgesehenen 
Maßnahmen gehört etwa die Versagung von steuerlichen Vorteilen oder 
Abzügen. 

Der Gesetzentwurf basiert auf den Schlussfolgerungen des Rates der 
Europäischen Union zur sogenannten Schwarzen Liste sowie den verhandelten 
Maßnahmen der Gruppe Verhaltenskodex (Unternehmensbesteuerung). Die 
Umsetzung der Maßnahmen in nationales Recht dient laut Entwurf einem 
koordinierten Vorgehen der Mitgliedstaaten. 

Die Bundesregierung stimmt in ihrer Gegenäußerung zur Stellungnahme des 
Bundesrates (19/29643) den darin vorgebrachten Änderungswünschen der 
Länderkammer überwiegend zu oder sagt ihre Prüfung zu. 

Die Zustimmung des Bundesrates steht noch aus. 

Fundstelle 

Internetseite des Bundestages. 

 

Umsetzungsgesetz zur Grundsteuerreform beschlossen 
 
Der Bundestag hat am Donnerstag, 10. Juni 2021, den Entwurf der 
Bundesregierung zur Umsetzungsgesetz zur Grundsteuerreform verabschiedet. 
Die Vorlage wurde in der vom Finanzausschuss geänderten Fassung 
angenommen. 

Gesetzentwurf der Bundesregierung 

Die Bundesregierung will mit der Neuregelung die Umsetzung der Reform der 
Grundsteuer erleichtern. Dazu wurden Regelungen zur Bewertung für Zwecke der 
Erbschaft- und Schenkungsteuer sowie Grunderwerbsteuer an verschiedene 
Gerichtsurteile angepasst. Das Gesetz schafft eine Regelung, die es erlaubt, dass 
bestehende wirtschaftliche Einheiten, die für Zwecke der Einheitsbewertung unter 
Anwendung des Paragrafen 26 oder des Paragrafen 34 Absatz 4 bis 6 des 
Bewertungsgesetzes (BewG) gebildet wurden, weiterhin für Zwecke der 
Feststellung von Grundsteuerwerten zugrunde gelegt werden. Dies gewährleiste 

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2021/06/10/regierungsentwurf-fuer-ein-steueroasen-abwehrgesetz/
https://dip21.bundestag.de/dip21/btd/19/289/1928901.pdf
https://dip21.bundestag.de/dip21/btd/19/296/1929643.pdf
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2021/kw23-de-steuervermeidung-843422
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die fristgerechte Umsetzung der Grundsteuerreform, schreibt die 
Bundesregierung. Zudem enthält der Entwurf verschiedene gesetzliche 
Klarstellungen,zum Beispiel zur Berechnung des maßgeblichen Gebäudealters. 
Die im Ertragswertverfahren erforderlichen Nettokaltmieten werden aktualisiert, 
eine neue Mietniveaustufe 7 wird eingeführt. Die Steuermesszahl für 
Wohngrundstücke wird gesenkt. 

Ebenfalls enthalten sind gesetzliche Änderungen zur sach- und praxisgerechten 
Anwendung der sonstigen für die Wertermittlung erforderlichen Daten der 
Gutachterausschüsse. Auch eine Definition konkreter Anforderungen an die 
fachliche Eignung des Gutachters beim Nachweis des niedrigeren gemeinen 
Werts wurde aufgenommen werden. Darüber hinaus wird mit dem Gesetz der 
Länder- und Gemeindeanteil an der Finanzierung des Kinderbonus 2021 des 
dritten Corona-Steuerhilfegesetzes erstattet. Darauf hatten sich Bund und Länder 
im März geeinigt. Erstattet wird über eine Änderung der Festbeträge der 
vertikalen Umsatzsteuerverteilung des Jahres 2021 im Finanzausgleichsgesetz 
zulasten des Bundes im Rahmen dieses Gesetzes. 

Stellungnahme des Bundesrates 

Die Stellungnahme der Länderkammer enthält einige Änderungswünsche zur 
Grundsteuer, denen die Bundesregierung in ihrer Gegenäußerung zustimmte. 
Zwei Änderungswünsche bezogen sich auf andere Steuerarten.So sollten 
Entschädigungszahlungen für Opfer von sexuellem Missbrauch in kirchlichen, 
öffentlichen und privaten Organisationen von der Schenkungssteuer befreit 
werden. 

In ihrer Gegenäußerung stimmte die Bundesregierung diesem Vorschlag zu. 
Einer Prüfbitte des Bundesrates, ob die vorgesehene Grundsteuerermäßigung für 
Sozialwohnungen, die nach dem Wohnraumförderungsgesetz gefördert wurden, 
auf alle Sozialwohnungen, also auch die auf anderer Grundlage geförderten, 
ausgeweitet werden kann, kam die Bundesregierung nach. 

Fundstelle 

Bundestag online.   

https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2021#url=L2Rva3VtZW50ZS90ZXh0YXJjaGl2LzIwMjEva3cyMy1kZS1ncnVuZHN0ZXVlcnJlZm9ybS04NDM0NDY=&mod=mod814792
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 17. Juni 2021 

 
 
Der endgültige Ausfall einer Kapitalforderung i.S. des § 20 Abs. 1 
Nr. 7 EStG in der privaten Vermögenssphäre führt nach Einführung 
der Abgeltungsteuer zu einem steuerlich anzuerkennenden Verlust 
nach § 20 Abs. 2 Satz 1 Nr. 7, Satz 2, Abs. 4 EStG. Für die 
Berücksichtigung des Verlusts aus dem Ausfall einer privaten 
Kapitalforderung muss endgültig feststehen, dass der Schuldner 
keine (weiteren) Zahlungen mehr leisten wird. Bei insolvenzfreier 
Auflösung einer Kapitalgesellschaft als Forderungsschuldnerin 
kann davon regelmäßig erst bei Abschluss der Liquidation 
ausgegangen werden, sofern sich nicht aus besonderen 
Umständen ausnahmsweise etwas anderes ergibt. 
 
Zum Urteil 
 
 

Bonuszahlungen einer privaten Krankenkasse mindern als 
Beitragserstattung die nach § 10 Abs. 1 Nr. 3 Satz 1 Buchst. a 
EStG abzugsfähigen Sonderausgaben, wenn diese unabhängig 
davon gezahlt werden, ob dem Versicherungsnehmer finanzieller 
Gesundheitsaufwand entstanden ist oder nicht. 
Der mit den Bonuszahlungen einhergehende teilweise Verlust 
eines Erstattungsanspruchs für Gesundheitsaufwendungen berührt 
nicht die für § 10 Abs. 1 Nr. 3 Satz 1 Buchst. a EStG maßgebliche 
Beitragsebene. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
Abrechnungen von Krankentransport- und 
Rettungsdienstleistungen gegenüber Sozialversicherungsträgern, 
die ein Rettungsdienst (gemeinnütziger Verein) für den Träger des 
Rettungsdienstes und die anderen Rettungsdienste übernommen 
hat, können "eng mit der Sozialfürsorge und der sozialen 
Sicherheit verbundene Dienstleistungen" i.S. des Art. 132 Abs. 1 
Buchst. g MwStSystRL sein, wenn der Sozialversicherungsträger 
diese Bündelung verlangt.  
 
Zum Urteil 
 
 
 

 

Urteil IX R 5/20: Ausfall 
einer privaten 
Darlehensforderung 
 
 
 
 
 
 
 
 
27. Oktober 2020 
 

Urteil X R 31/19: 
Bonuszahlungen einer 
privaten 
Krankenkasse als 
Beitragserstattung 
 
 
 
 
 
 
16. Dezember 2020 
 

 

 

Urteil XI R 32/20 (XI R 
42/19): Zur 
Steuerbefreiung eng 
mit der Sozialfürsorge 
verbundener 
Dienstleistungen im 
Bereich des 
Rettungsdienstes 
 
 
 
24. Februar 2021 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110113/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110114/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110101/
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Rechtsprechung im Blog 
 

Entscheidung zur Rückforderung von Kapitalertragsteuer bei Cum- /ex-
Geschäften 

Das Hessische Finanzgericht hatte erneut über die Rücknahme der Anrechnung 
von Kapitalertragsteuer (KapSt) bei Cum/ex-Geschäften zu entscheiden. 

Hintergrund 

Hintergrund der „Cum- /ex-Geschäfte“ ist der Handel von Aktien mit („cum“) und 
ohne („ex“) Dividendenberechtigung rund um einen Dividendenstichtag, der bei 
bestimmter Gestaltung die Gefahr einer doppelten/mehrfachen Anrechnung von 
(einmal erhobener) Kapitalertragsteuer in sich trägt. 

Richterliche Entscheidung 

Das Hessische Finanzgericht hat sich in seinem Beschluss vor allem mit der 
Frage auseinandergesetzt, welcher Beweiswert einer unrichtigen 
Kapitalertragsteuerbescheinigung zukommt. 

Das Finanzgericht hat entschieden, dass die Bescheinigung über 
Kapitalertragsteuer keinen Vollbeweis für die Erhebung der Kapitalertragsteuer 
liefert. Sie sei lediglich ein unverzichtbares Nachweismittel, um eine praktikable 
und rechtssichere Durchführung von Kapitalertragsteuer-Anrechnung zu 
ermöglichen. Lägen Indizien vor, die eine erhebliche Wahrscheinlichkeit dafür 
begründen, dass die erworbenen Aktien aus einem Leerverkauf stammten und 
von einer ausländischen Depotbank bezogen wurden, greife der 
Anscheinsbeweis der Steuerbescheinigung für die Erhebung der 
Kapitalertragsteuer nicht ein. 

Weiterhin entschied das Finanzgericht, dass bei sog. Back-to-Back-Geschäften, 
bei denen sich der Broker als Aktienverkäufer nahezu zeitgleich selbst mit den 
Aktien eindecke, die von einer ausländischen Depotbank geliefert werden, kein 
Anscheinsbeweis zu Gunsten der Erhebung von Kapitalertragsteuer bei 
Auszahlung der Nettodividende an die Depotbank des Aktienkaufes bestehe. 

Darüber hinaus könne von der Nichterhebung der Kapitalertragsteuer auch dann 
ausgegangen werden, wenn die Aktien über sog. Futures oder Calloptionen 
wieder an den ursprünglichen Aktienlieferanten zurückübertragen werden und 
eine Differenzbetrachtung der Einkaufs- und Rückkaufspreise zzgl. der 
Nettodividende einen Verlust ergebe, so dass das Geschäft nur durch die 
Aufteilung der nicht entrichteten Kapitalertragsteuer profitabel werde. 

Des Weiteren macht das Finanzgericht Ausführungen dazu, wer das den 
Verkaufsauftrag ausführende Kreditinstitut ist, das zur Einbehaltung der 
Kapitalertragsteuer verpflichtet ist. 

Die Entscheidung erging im Wege des einstweiligen Rechtsschutzes. Der 
Beschluss ist laut dem Finanzgericht rechtskräftig. 

Fundstelle 

Hessisches Finanzgericht, Urteil vom 06. April 2021 (4 V 723/20); rkr, vgl. 
die Pressemitteilung vom 15. Juni 2021. 

 

https://www.rv.hessenrecht.hessen.de/bshe/document/LARE210000976
https://finanzgerichtsbarkeit.hessen.de/pressemitteilungen/entscheidung-zur-r%C3%BCckforderung-von-kapitalertragsteuer-bei-cum-ex-gesch%C3%A4ften
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Zuständigkeit für die Prüfung des Steuerabzugs nach § 50a EStG im 
Rahmen der Außenprüfung 

Das Niedersächsische Finanzgericht hat entschieden, dass eine durch das 
Finanzamt erlassene Prüfungsanordnung betreffend die Abzugsteuer nach § 50a 
EStG nicht bloß rechtswidrig, sondern nichtig im Sinne des § 125 AO und damit 
gemäß § 124 Abs. 3 AO unwirksam ist. Der Grund hierfür liegt darin, dass seit 
2014 nicht mehr die Finanzämter für die Veranlagung der Abzugsteuer nach § 
50a EStG zuständig sind, sondern das BZSt gem. § 16 AO i.V.m. § 5 Abs. 1 Satz 
1 Nr. 12 Finanzverwaltungsgesetz (FVG). 

Sachverhalt 

Die im Inland ansässige Klägerin betreibt eine Konzertdirektion und veranstaltet 
ein Musikfestival, das jährlich am Ort ihres Sitzes stattfindet. Die ausländischen 
Künstler, Künstlergruppen und Produktionsgesellschaften, die bei dem Festival 
mitwirken, sind mit ihren hierdurch erzielten Einkünften beschränkt 
einkommensteuer- oder körperschaftsteuerpflichtig gem. § 49 Abs. 1 Nr. 2 
Buchstabe d oder Nr. 3 Einkommensteuergesetz (EStG) (ggf. i.V.m. § 8 Abs. 1 
Körperschaftsteuergesetz (KStG)). Die Einnahmen unterliegen dem Steuerabzug 
gem. § 50a Abs. 1 Nr. 1 oder Nr. 2 EStG. Die Klägerin ist als 
Vergütungsschuldnerin zum Steuerabzug und zur Abführung an das 
Bundeszentralamt für Steuern (BZSt) verpflichtet (§ 50a Abs. 5 Satz 2 und 3 AO). 

Am 12.2.2020 erließ das Finanzamt eine Prüfungsanordnung betr. eine 
Lohnsteuer-Außenprüfung gegen die Klägerin. Gemäß der Prüfungsanordnung 
sollte auch der „Steuerabzug nach § 50a Abs. 1 Nr. 1 und 2 EStG“ geprüft 
werden. Die Klägerin legte Einspruch ein, der durch Einspruchsentscheidung vom 
15. Dezember 2020 zurückgewiesen wurde. Am 28. Dezember 2020 erhob die 
Klägerin Klage zum Niedersächsischen Finanzgericht und machte geltend, dass 
das Finanzamt für die Prüfung der Abzugsteuer nach § 50a EStG nicht zuständig 
sei. 

Richterliche Entscheidung 

Das Finanzgericht hat der Anfechtungsklage stattgegeben und die 
Prüfungsanordnung insoweit aufgehoben, als sie die Abzugsteuer nach § 50a 
EStG betrifft (auch nichtige Verwaltungsakte können – trotz ihrer Unwirksamkeit 
gem. § 124 Abs. 3 Abgabenordnung (AO) – durch den Stpfl. mit der 
Anfechtungsklage angegriffen und durch das Finanzgericht aufgehoben werden, 
vgl. BFH vom 7. August 1985, I R 309/82, BStBl. II 1986, 42, unter II.B.5.). 

Gemäß § 195 Satz 1 AO werden Außenprüfungen von den für die Besteuerung 
zuständigen Finanzbehörden durchgeführt. Die sachliche Zuständigkeit der 
Finanzbehörden richtet sich gemäß § 16 AO, soweit nichts anderes bestimmt ist, 
nach dem Finanzverwaltungsgesetz (FVG). Gemäß § 5 Abs. 1 Nr. 12 FVG ist für 
die Durchführung des Steuerabzugsverfahrens nach § 50a Abs. 1 EStG 
einschließlich des Erlasses von Haftungs- und Nachforderungsbescheiden und 
der Vollstreckung das BZSt zuständig. 

Die Regelung zur Zuständigkeit des BZSt wurde durch das Begleitgesetz zur 
zweiten Föderalismusreform vom 10.8.2009 (BGBl. I 2009, 2701) eingeführt. Der 
zeitliche Beginn der Zuständigkeit des BZSt wurde durch § 5 Abs. 1 Nr. 12 FVG 
i.V.m. §§ 1 Nr. 1, 2 Abs. 2 der Verordnung zur Übertragung der Zuständigkeit für 
das Steuerabzugs- und Veranlagungsverfahren nach den §§ 50 und 50a des 
Einkommensteuergesetzes auf das Bundeszentralamt für Steuern und zur 
Regelung verschiedener Anwendungszeitpunkte und weiterer Vorschriften vom 
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24. Juni 2013 in der Weise definiert, dass das BZSt für alle Vergütungen 
zuständig ist, die nach dem 31. Dezember 2013 zufließen (davor war das BZSt 
lediglich für das Freistellungs- und Erstattungsverfahren nach § 50d EStG 
zuständig; die Zuständigkeit für die nunmehr in § 5 Abs. 1 Nr. 12 FVG geregelten 
Bereiche des Abzugsteuerverfahrens lag bei dem Finanzamt, das für die 
Einkommensteuer- oder Körperschaftsteuerveranlagung des 
Vergütungsschuldners zuständig war). 

Nach Auffassung des Niedersächsischen Finanzgerichts lässt sich § 5 Abs. 1 Nr. 
12 FVG – entgegen der Ansicht des Finanzamt – nicht so auslegen, dass 
ausschließlich die dort explizit geregelten Zuständigkeiten ab dem Jahr 2014 auf 
das BZSt übergehen sollten, während die Finanzämter ihre Zuständigkeit für die 
Außenprüfung bzgl. der Abzugsteuer nach § 50a EStG behalten sollten. Vielmehr 
seien die § 5 Abs. 1 Nr. 12 FVG geregelten Zuständigkeitsbereiche inhaltsgleich 
mit der „Besteuerung“ i.S.d. § 195 Satz 1 AO, weshalb das BZSt gemäß dieser 
Vorschrift auch für die Außenprüfung betreffend die Abzugsteuer zuständig sei. 

Das ergebe sich bereits aus der Gesetzesbegründung zum Begleitgesetz zur 
zweiten Föderalismusreform. Gemäß der Gesetzesbegründung sollte durch die 
Einfügung des neuen § 5 Abs. 1 Nr. 12 FVG „die Zentralisierung des 
Steuerabzugsverfahrens für beschränkt Steuerpflichtige beim Bundeszentralamt 
für Steuern“ bewirkt werden (BT-Drs. 12/12400, S. 16). 

Die sachliche Zuständigkeit des Finanzamtes für die Außenprüfung betr. die 
Abzugsteuer könne nicht aus den Vorschriften des § 193 Abs. 1 und Abs. 2 Nr. 1 
AO i.V.m. § 194 Abs. 1 S. 4 AO abgeleitet werden. Danach können zwar die 
steuerlichen Verhältnisse anderer Personen insoweit geprüft werden, als der 
(durch das Finanzamt zu prüfende) Steuerpflichtige verpflichtet war oder 
verpflichtet ist, für Rechnung dieser Personen Steuern zu entrichten oder Steuern 
einzubehalten und abzuführen. Allerdings beziehe sich dies – so das 
Finanzgericht – auf den sachlichen Umfang der Prüfung und nicht auf die 
Zuständigkeit. Voraussetzung für die Prüfung in sachlicher Hinsicht sei zunächst 
die Zuständigkeit für die Prüfung. 

Ein Prüfungsauftrag des BZSt an das Finanzamt nach § 195 Satz 2 AO sei auch 
nicht erteilt worden. 

Die Zuständigkeit des Finanzamtes für die Außenprüfung ergebe sich 
ebensowenig aus § 19 FVG. Hiernach kann das BZSt an Außenprüfungen der 
Landesfinanzbehörden mitwirken. Die Vorschrift sei aber – so das Finanzgericht – 
nur von Relevanz, wenn das BZSt nicht schon originär für die Außenprüfung 
zuständig sei, was hier aber der Fall sei. 

§ 73d Abs. 2 EStDV sei auch keine taugliche Rechtsgrundlage für die 
Zuständigkeit des Finanzamtes für die Außenprüfung. Hiernach ist bei der 
Veranlagung des Vergütungsschuldners und bei der Außenprüfung bei ihm auch 
zu prüfen, ob die Abzugsteuern nach § 50a EStG ordnungsmäßig einbehalten 
und abgeführt worden sind. Die Vorschrift regele die sachliche Zuständigkeit 
nicht, weil bei ihrer Einführung die Zuständigkeit für die Außenprüfung betr. § 50a 
EStG ohnehin noch bei den Finanzämtern gelegen habe, so dass ein solcher 
Regelungsgehalt der Vorschrift überflüssig gewesen wäre. 

Eine Annexkompetenz des Finanzamtes zu seiner Zuständigkeit für die 
Lohnsteuer-Außenprüfung gebe es ebenfalls nicht. 

Somit sei das BZSt sachlich zuständig für die Außenprüfung betreffend § 50a 
EStG. Der Verstoß gegen die sachliche Zuständigkeit führe zwar nicht in jedem 
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Weitere interessante News und 
Entscheidungen finden Sie in unserem 
Blog Steuern & Recht  
 
 
 

 

HIER 

 

ZUM SEMINAR 

Fall zur Nichtigkeit des Bescheides. Anders sei das aber bei Verstößen gegen die 
funktionelle bzw. verbandsmäßige Zuständigkeit als Unterfall der sachlichen 
Unzuständigkeit, d.h. wenn die unzuständige Behörde zu einer anderen 
Gebietskörperschaft gehört als die zuständige (vorliegend hatte die 
Landesbehörde Finanzamt die Prüfungsanordnung anstelle der Bundesbehörde 
BZSt erlassen). Wenn in solch einem Fall die sachlich zuständige Behörde eine 
besonders hohe Gewähr für die Richtigkeit der Entscheidung bieten solle, und die 
Behörde, die die Entscheidung tatsächlich getroffen habe, nicht über eine 
gleichartige Sachkunde verfüge, führe dies zur Nichtigkeit des Bescheids. 

Die Zuständigkeitsübertragung auf das BZSt durch die neue Regelung in § 5 Abs. 
1 Nr. 12 FVG sei gerade deswegen erfolgt, weil das BZSt über eine besondere 
Sachkunde verfüge und hierdurch eine hohe Gewähr für die Richtigkeit der 
Entscheidung habe sichergestellt werden sollen. Der Verstoß gegen die sachliche 
Zuständigkeit stelle einen besonders schweren, offensichtlichen Fehler dar und 
führe zur Nichtigkeit des Bescheids i.S.d. § 125 AO. Nichtig sei gem. §125 Abs. 4 
AO jedoch nur der Teil des Bescheids, der sich auf die Abzugsteuer nach § 50a 
EStG beziehe, da davon auszugehen sei, dass das Finanzamt den Teil betreffend 
die Lohnsteuer-Außenprüfung auch ohne den Teil zur Abzugsteuer nach § 50a 
EStG erlassen hätte. 

Fundstelle 

Niedersächsisches Finanzgericht, Urteil vom 10. März 2021 (7 K 1/21); die 
Revision ist beim BFH unter dem Az. I R 21/21 anhängig. 
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Noch Fragen? 
 

Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 

einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 

Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 

Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 

durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 

Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 

 

Bestellung und Abbestellung  
 

Wenn Sie einen PwC-Newsletter bestellen, speichern und verarbeiten wir Ihre E-

Mail-Adresse zum Zweck des Versands des von Ihnen abonnierten Newsletters. 

Falls Sie „steuern+recht aktuell“ nicht mehr erhalten möchten, senden Sie bitte 

eine entsprechende E-Mail-Nachricht an: 
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